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Die Besteuerung von Alterseinkünften
steht vor großen Herausforderungen. Zum
einen hat das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) die Verfassungswidrigkeit der Be-
steuerung von gesetzlichen Renten fest-
gestellt und dem Gesetzgeber aufgege-
ben, eine verfassungskonforme Besteu-
erungspraxis herbeizuführen.1 Zum an-
deren soll die zusätzliche Altersvorsorge
gestärkt werden. Zu diesem Zweck hat
der Gesetzgeber mit dem Altersvermö-
gensgesetz (AVmG)2 die Besteuerung der
privaten und betrieblichen Altersvorsorge
mit Wirkung ab dem 1. Januar 2002 um-
gestellt. Da nicht alle Folgen dieser Um-
stellung bedacht wurden und eine noch
stärkere Förderung der Altersvorsorge an-
gezeigt erscheint, besteht auch hier wei-
terer Reformbedarf. Schließlich gewinnt
die internationale Entsendung von Mitar-
beitern innerhalb von multinationalen Kon-
zernen immer mehr an Bedeutung. Inter-
national unabgestimmte Besteuerungs-
regelungen der betrieblichen Altersvor-
sorge eröffnen erhebliche Gestaltungs-
spielräume. Auch hier besteht deshalb
Reformbedarf. Der vorliegende Beitrag
beschreibt die steuerlichen Fragen, die
sich im Zusammenhang mit diesen drei
Problembereichen ergeben und will An-
satzpunkte zu deren Lösung anbieten.
Dazu wird zunächst die Besteuerung der
gesetzlichen Rentenversicherung (GRV)
erörtert. Dann erfolgt eine Diskussion um
die Besteuerung der zusätzlichen Alters-
vorsorge, die von einem Aufriss der Pro-
bleme bei der internationalen Besteue-
rung der Altersvorsorge begleitet wird. Der
Beitrag schließt mit einigen steuerpoliti-
schen Schlussfolgerungen.

Besteuerung der GRV unter dem
Einfluss der Rechtsprechung des
BVerfG

Renten aus der GRV und Beamtenpen-
sionen werden in Deutschland derzeit
unterschiedlich besteuert. Diese unter-

schiedliche steuerliche Behandlung ist
nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 6. März 2002 mit dem
Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1
des Grundgesetzes nicht vereinbar. 

Im Rahmen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sind bei einer weitgehenden
Steuerfreistellung der Beiträge die Renten
nur in Höhe ihres Ertragsanteils zu ver-
steuern. Dieser Ertragsanteil wird in Ab-
hängigkeit vom Renteneintrittsalter er-
mittelt und bleibt während der gesamten
Rentenlaufzeit unverändert. Beispielsweise
beträgt der Ertragsanteil bei einem Ren-
teneintrittsalter von 65 Jahren nur 27% der
Rente, d.h. nur 27% der bezogenen Ren-
te werden versteuert. Empfänger von Be-
amtenpensionen müssen ihre gesamte
Pension, abgesehen von einem Versor-
gungsfreibetrag, der Einkommensteuer
unterwerfen. Dabei beträgt der Versor-
gungsfreibetrag jährlich maximal 3 072 r.
Eine steuerliche Ungleichbehandlung der
Pensionen und gesetzlichen Renten ist
nach Ansicht des Bundesverfassungs-
gerichts deshalb gegeben, weil die ge-
setzlichen Renten nur einer partiellen Be-
steuerung unterliegen, obwohl die Beiträ-
ge zur gesetzlichen Rentenversicherung
weitgehend steuerbefreit sind. Arbeitge-
berbeiträge sind als Betriebsausgabe
steuerlich abziehbar, Arbeitnehmerbeiträ-
ge weitgehend als Sonderausgabe ab-
setzbar. Das Bundesverfassungsgericht
koppelt somit eine steuerliche Behandlung
von Beitragszahlungen und Rentenzah-
lungen wie bei einer privaten Versicherung
oder Kapitalanlage. Einkommen ist einmal
vollständig zu versteuern. Soweit dies nicht
für die Beiträge geschieht, sollten Renten
besteuert werden. Wenn Beiträge weit-
gehend steuerfrei eingezahlt werden, sind
Renten wie Beamtenpensionen im Alter
zu besteuern. 

Das Bundesverfassungsgericht lässt dem
Gesetzgeber jedoch Spielräume, wie ei-
ne verfassungsgemäße Besteuerung der
gesetzlichen Renten herbeigeführt wer-
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den kann. So wäre auch denkbar, von einem Sonderaus-
gabenabzug für Arbeitnehmerbeiträge abzusehen und die
gesetzlichen Renten insoweit steuerfrei zu stellen. Allerdings
zeigen die nachfolgenden stärker ökonomisch geprägten
Überlegungen, dass ein solcher Spielraum tatsächlich nicht
besteht und für die gesetzliche Rentenversicherung das
nachgelagerte Besteuerungsverfahren – wie es gegenwär-
tig bereits bei den Beamtenpensionen praktiziert wird – ein-
geführt werden sollte.

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung handelt es sich um
ein umlagefinanziertes System. Bei umlagefinanzierten Sys-
temen sind die ausgezahlten Renten nicht auf die Beiträge
zurückzuführen, die für den jeweiligen Rentner eingezahlt
wurden. Denn die Beiträge werden nicht verzinslich ange-
legt, sondern unmittelbar an die derzeitige Rentnergenera-
tion ausgezahlt. Ein Zusammenhang zwischen Beiträgen
und Rentenleistungen, wie bei einer kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge, besteht somit nicht. Gesetzlich Versicherte
sind verpflichtet, Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu entrichten. Sie sind somit eine Zwangsabgabe und
haben als solche eher den Charakter einer Steuer. Da eine
Steuer jedoch kein verfügbares Einkommen ist, sollten Bei-
träge – wie andere Steuern – als nichtdisponibles Einkom-
men angesehen werden, d.h. sie sollten in vollem Umfang
steuerfrei eingezahlt werden. Folgt man dieser Auffassung,
dann stellen die gesetzlichen Altersrenten ein erstmaliges ei-
genständiges Einkommen dar, das als solches in vollem Um-
fang der Besteuerung unterliegen muss (vgl. Wellisch 2001). 

Da eine kurzfristige Umstellung der steuerlichen Behandlung
der gesetzlichen Renten zu unerwünschten verteilungspo-
litischen Konsequenzen für die Generation der Rentner füh-
ren würde, sind für einen längerfristigen Anpassungszeitraum
Übergangsregelungen erforderlich. Der Übergang zu einem
nachgelagerten Besteuerungsverfahren kann erreicht wer-
den durch eine sukzessive Erhöhung der
steuerbefreiten Arbeitnehmerbeiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung und eine
gleichzeitige Erhöhung des steuerpflichtigen
Anteils der Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Aus politischen Gründen
sollte allerdings mit einer schrittweisen Um-
stellung der Besteuerung nicht zu lange ge-
wartet werden. Infolge der demographischen
Entwicklung nimmt in Deutschland der An-
teil der Rentner an der Gesamtbevölkerung
zu. Die Rentnergeneration stellt damit ein er-
hebliches Wählerpotential dar. Soll der Ein-
stieg in die nachgelagerte Besteuerung
durchsetzbar sein, erscheint es daher sinn-
voll, bald mit einer Erhöhung des steuer-
pflichtigen Anteils der gesetzlichen Renten
zu beginnen und gleichzeitig den Anteil der
Arbeitnehmerbeiträge, die steuerfrei einge-
zahlt werden, zu erhöhen. 

Besteuerung der zusätzlichen – betrieblichen
und privaten – Altersvorsorge 

Die demographische Entwicklung in Deutschland und einer
Vielzahl anderer Länder ist durch eine zunehmende Alterung
der Bevölkerung geprägt. Diese Entwicklung lässt sich mit
Hilfe des so genannten Alterslastquotienten verdeutlichen.
Der Alterslastquotient ist definiert als die Anzahl der Per-
sonen, die 60 Jahre und älter sind, bezogen auf 20- bis
59-jährige Personen. Im Vergleich zu heute wird sich der
Alterslastquotient in Deutschland bis zum Jahr 2030 mehr
als verdoppeln.3

Infolge dieser demographischen Entwicklung kommen auf
einen Empfänger der gesetzlichen Rente immer weniger
Erwerbstätige, die eine Rente nach dem Umlageverfahren
finanzieren können. Sollen die Alterseinkommen auf dem
heutigen Niveau stabilisiert werden, ohne die Beitragssätze
zur gesetzlichen Rentenversicherung erheblich anzuheben,
muss die gesetzliche Rente zukünftig durch Altersleistun-
gen aus einer zusätzlichen betrieblichen und privaten Al-
tersvorsorge ergänzt werden. 

Betriebliche und private Altersvorsorge besitzen in Deutsch-
land gegenwärtig jedoch nur eine geringe Bedeutung. Dies
wird in der folgenden Abbildung daran ersichtlich, dass zur-
zeit in Deutschland lediglich 15% des Alterseinkommens aus
betrieblicher und privater Altersvorsorge resultiert. Insbe-
sondere im internationalen Vergleich wird deutlich, dass
Deutschland auf dem Gebiet der betrieblichen und privaten
Altersvorsorge starke Defizite aufweist. Andere Staaten ha-
ben ihr Altersvorsorgesystem bereits umgestellt oder – wie
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Abb. 1

3 Vgl. Börsch-Supan und Miegel (1999, S. 6); auch Börsch-Supan (2000,
S. 4 ff.); Statistisches Bundesamt (2000, S. 13 ff.).
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die USA – einer zusätzlichen privaten und betrieblichen Al-
tersvorsorge grundsätzlich eine größere Bedeutung beige-
messen.4 So werden beispielsweise in den USA mehr als
50% der Alterseinkünfte aus der zusätzlichen Altersvorsor-
ge bezogen. Diesem hohen Versorgungsgrad aus der zu-
sätzlichen Vorsorge ist umso mehr Bedeutung beizumes-
sen, berücksichtigt man, dass die aus der demographischen
Entwicklung resultierenden Probleme in den USA weitaus
weniger ausgeprägt sind als beispielsweise in Deutschland.

Die Stärkung der zusätzlichen Altersvorsorge ist daher auch
in Deutschland gesellschaftlich erwünscht, und es besteht
Konsens, dass sie staatlich gefördert werden sollte. Durch
das AVmG wurden Rahmenbedingungen geschaffen, um
die zusätzliche Altersvorsorge auszuweiten. 

Eine betriebliche Altersvorsorge kann nach dem Gesetz zur
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung in Deutsch-
land derzeit über fünf verschiedene Wege durchgeführt wer-
den (vg. Wellisch 2002, S. 728 ff.). Arbeitgeber können für
ihre Arbeitnehmer Direktversicherungen abschließen, Bei-
träge an Pensionskassen, Pensionsfonds sowie Unterstüt-
zungskassen leisten und ihren Arbeitnehmern Direktzusa-
gen über betriebliche Pensionen erteilen.5 Zudem kann das
in einem Arbeitszeitkonto angesparte Guthaben für Zwe-
cke der Altersversorgung verwendet werden (vgl. Wellisch
und Näth 2003b). Die private Altersvorsorge in Deutsch-
land kann insbesondere über Lebens- und Rentenversi-
cherungen oder die seit dem 1. Januar 2002 von Versiche-
rungsgesellschaften und Banken angebotenen privaten
Riester-Verträge erfolgen.6

Im Gegensatz zur Umlagefinanzierung bei
der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt
die Finanzierung der zusätzlichen Altersvor-
sorge nach dem Kapitaldeckungsverfahren.
Altersvorsorgebeiträge werden hierbei ver-
zinslich angelegt. Somit besteht bei der be-
trieblichen und privaten Altersvorsorge eine
direkte Verbindung zwischen den Altersvor-
sorgebeiträgen, den erwirtschafteten Erträ-
gen und den Altersleistungen. Eine Abstim-
mung der steuerlichen Behandlung von Bei-
trägen, Erträgen und Renten erscheint da-
her sinnvoll. Zwar gibt es derzeit in Deutsch-
land bei der betrieblichen und privaten Al-
tersvorsorge keine einheitliche steuerliche
Behandlung. Sie ist jedoch konsistenter als
bei der gesetzlichen Altersvorsorge. Ein-
kommen aus betrieblicher oder privater Vor-
sorge unterliegen grundsätzlich einmal der

Besteuerung. Zu bemängeln ist jedoch, dass die steuerliche
Behandlung zwischen den einzelnen Durchführungswegen
der betrieblichen Altersvorsorge und den verschiedenen Vor-
sorgeformen der privaten Altersvorsorge so vielgestaltig ist.7

Altersvorsorgebeiträge, die im Rahmen einer betrieblichen
Altersvorsorge an eine Pensionskasse oder einen Pen-
sionsfonds gezahlt werden, können nach § 3 Nr. 63 EStG
in begrenzter Höhe von der Steuer befreit werden. Alters-
vorsorgebeiträge, die an eine Pensionskasse oder in eine
Direktversicherung geleistet werden, können gemäß § 40 b
EStG pauschal mit einem Steuersatz von 20% besteuert
werden. Altersvorsorgebeiträge, die in einen privaten Ries-
ter-Vertrag oder an eine Pensionskasse, einen Pensions-
fonds oder in eine Direktversicherung eingezahlt werden,
können durch den Sonderausgabenabzug nach § 10 a EStG
bzw. durch die Altersvorsorgezulage nach Abschnitt XI EStG
gefördert werden. Diese so genannte Riester-Förderung läuft
jedoch bei ihrer vornehmlichen Zielgruppe – den Arbeit-
nehmern – ins Leere. Denn ein Arbeitnehmer wird sich in Ab-
stimmung mit dem Arbeitgeber im Rahmen der betrieblichen
Altersvorsorge für die für ihn vorteilhafteste Förderalternati-
ve entscheiden. Dabei ist eine Steuerfreistellung nach § 3
Nr. 63 EStG gegenüber der Riester-Förderung – bei grund-
sätzlich identischer steuerlicher Behandlung – aus sozial-
versicherungsrechtlicher Sicht vorteilhaft, da bei der Ries-
ter-Förderung die Altersvorsorgebeiträge der Beitragspflicht
in der Sozialversicherung unterliegen; bei der Förderung nach
§ 3 Nr. 63 EStG dagegen nicht. Ein rational entscheidender
Arbeitnehmer wird somit im Rahmen der betrieblichen Al-
tersvorsorge die Förderung nach § 3 Nr. 63 EStG und nicht
die Riester-Förderung wählen. Da die Riester-Förderung der
privaten Altersvorsorge nicht anders (besser) ist als die Ries-
ter-Förderung der betrieblichen Altersvorsorge, ist eine nach
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Abb. 2

4 Vgl. hierzu auch Doetsch (1988, S. 614 ff.); Kroschel (2000); Müssener
(1997); Spengel und Schmidt (1997); Zschiegner (1998).

5 Zu Pensionsfonds nach dem AVmG siehe auch Gohdes, Haferstock und
Schmidt (2001); Grabner, Bode und Stein (2001).

6 Zur privaten Altersvorsorge nach dem AVmG siehe auch Lindberg (2001);
Risthaus (2001).

7 Zur steuerlichen Behandlung der betrieblichen Altersvorsorge siehe auch
Förster, Rühmann und Recktenwald (2001); Ley (2002); Niermann (2001);
Wellisch (2002, S. 728 ff.); Wellisch und Näth (2002); Wellisch (2003a).
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§ 3 Nr. 63 EStG geförderte betriebliche Altersvorsorge auch
der privaten Riester-geförderten Altersvorsorge überlegen.
Auch ist nicht davon auszugehen, dass der Arbeitnehmer
zusätzlich zur betrieblichen Altersvorsorge einen Riester-ge-
förderten privaten Altersvorsorgevertrag abschließen wird.
Denn ein typischer Arbeitnehmer wird jährlich kaum einen
höheren Betrag für die zusätzliche (betriebliche und priva-
te) Altersvorsorge aufwenden, als im Rahmen der betrieb-
lichen Altersvorsorge durch die Steuerfreistellung des § 3
Nr. 63 EStG gefördert werden kann (4% der Beitragsbe-
messungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung) (vgl.
Wellisch und Näth 2003a).

Schließlich können Altersvorsorgebeiträge zur betrieblichen
oder privaten Altersvorsorge auch aus versteuertem Ein-
kommen geleistet werden. 

Die aus den Altersvorsorgebeiträgen erwirtschafteten Er-
träge werden weitgehend steuerfrei angesammelt. Die Be-
steuerung der Altersleistungen knüpft grundsätzlich an die
steuerliche Behandlung der Altersvorsorgebeiträge an. Wur-
den Altersvorsorgebeiträge durch Steuerbefreiung, Sonder-
ausgabenabzug oder Altersvorsorgezulage gefördert, unter-
liegen die Renten in voller Höhe der Besteuerung. Wurden
die Altersvorsorgebeiträge hingegen aus versteuertem Ein-
kommen gezahlt, unterliegen die Renten nur in Höhe ihres
Ertragsanteils der Besteuerung. 

Internationale Besteuerung der Altersvorsorge

Betrachtet man die Altersvorsorgesysteme in anderen Staa-
ten, so wird erkennbar, dass in der Regel für die betriebli-
che und private Altersvorsorge ein nachgelagertes Besteu-
erungsverfahren angewendet wird. Die Altersvorsorgebei-
träge werden in diesem Fall weitgehend steuerfrei einge-
zahlt, die erwirtschafteten Erträge sind überwiegend steu-
erfrei, und Renten unterliegen in voller Höhe der Besteue-
rung. Allerdings gibt es von diesem Besteuerungsverfahren
auch Ausnahmen, wie die Beschreibung der Regelungen
in Deutschland im letzten Abschnitt zeigte. Solange die steu-
erliche Behandlung der Altersvorsorge in den einzelnen Län-
dern nicht einheitlich erfolgt, kann bei internationalen Mitar-
beiterentsendungen eine Einmalbesteuerung aller Einkom-
menselemente vermieden werden.8 So werden Renten aus
ausländischen betrieblichen Pensionsfonds in Deutschland
nicht in voller Höhe besteuert. Bei internationalen Mitarbei-
terentsendungen aus Deutschland entstehen Steuervortei-
le. Als Beispiel sei der Fall betrachtet, dass ein Arbeitneh-
mer aus Deutschland nach Großbritannien entsandt wird
und im Alter nach Deutschland zurückkehrt. Er hat deshalb

seine Betriebsrenten in jedem Fall in Deutschland zu ver-
steuern. Dann ist es steuerlich vorteilhaft, die betriebliche Al-
tersvorsorge für diesen Arbeitnehmer über einen britischen
und nicht über einen deutschen Pensionsfonds durchzu-
führen. Zwar können sowohl die Beiträge an einen britischen
als auch an einen deutschen Pensionsfonds weitgehend
steuerfrei eingezahlt werden. Jedoch werden die Renten aus
dem deutschen Pensionsfonds in voller Höhe besteuert, die
Renten aus dem britischen Pensionsfonds, die in Deutsch-
land bezogen werden, dagegen nur in Höhe ihres Ertrags-
anteils (vgl. Wellisch 2003b).

Arbeitgeberbeiträge zur staatlichen Rentenversicherung sind
in allen Staaten als Betriebsausgabe von der Steuer ab-
setzbar, während Arbeitnehmerbeiträge international unter-
schiedlich behandelt werden. In einigen Ländern (beispiels-
weise in den USA oder in Großbritannien) müssen Arbeit-
nehmerbeiträge zur staatlichen Rentenversicherung aus ver-
steuertem Einkommen geleistet werden. In anderen Län-
dern (beispielsweise in Frankreich oder in der Schweiz) kön-
nen sie weitgehend aus (im Ergebnis) unversteuertem Ein-
kommen entrichtet werden. Wenn ein Mitarbeiter ins Aus-
land entsendet wird und im Alter in sein Heimatland zu-
rückkehrt, ist danach zu differenzieren, ob ein Doppelbe-
steuerungsabkommen im Rahmen einer solchen Mitarbei-
terentsendung das Kassenstaatsprinzip oder das Ansäs-
sigkeitsprinzip für die Besteuerung der staatlichen Rente vor-
sieht. Sieht ein Doppelbesteuerungsabkommen das Kas-
senstaatsprinzip vor (beispielsweise Frankreich, Niederlan-
de), führt die unterschiedliche steuerliche Behandlung von
Beiträgen zur staatlichen Rentenversicherung und daraus
fließenden Renten in den einzelnen Ländern zu keinem Pro-
blem, wenn die steuerliche Behandlung innerhalb eines Lan-
des abgestimmt ist. Sieht ein Doppelbesteuerungsabkom-
men jedoch das Ansässigkeitsprinzip vor und werden die
aus dem Ausland bezogenen staatlichen Renten im An-
sässigkeitsstaat des Rentners besteuert, können unter-
schiedliche Besteuerungssysteme eine Doppel- oder Min-
derbesteuerung bewirken.

Geht man in Deutschland zu einer nachgelagerten Besteu-
erung über, so kann es bei der Entsendung eines deutschen
Arbeitnehmers ins Ausland zu einer Doppelbesteuerung
kommen, wenn ein Mitarbeiter im Ausland Arbeitnehmer-
beiträge zur staatlichen Rentenversicherung aus teilweise
versteuertem Einkommen geleistet hat. Dieses Problem soll-
te nicht dadurch gelöst werden, dass es von einer prinzi-
piell nachgelagerten Besteuerung in Deutschland viel-
schichtige Ausnahmen gibt. Vielmehr könnte in den ent-
sprechenden Doppelbesteuerungsabkommen geregelt wer-
den, dass die im Ausland auf Arbeitnehmerbeiträge zur staat-
lichen Rentenversicherung gezahlte Steuer in Deutschland
auf die Steuer anrechenbar ist, die auf die aus dem Aus-
land gezahlte Rente aus der staatlichen Rentenversicherung
entfällt.
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8 Zur Steuerplanung in Entsendungsfällen siehe Jacobs (2002, S. 1257 ff.);
zur betrieblichen Altersvorsorge bei internationalen Mitarbeiterentsen-
dungen siehe auch Buttler (1998).
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Steuerpolitische Schlussfolgerungen

Es stellt sich nunmehr die Frage, welche Schlussfolgerungen
aus dieser Bestandsaufnahme gezogen werden können. 

Langfristig sollte in Deutschland eine nachgelagerte Be-
steuerung der gesetzlichen Renten eingeführt werden, weil
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung in einem
umlagefinanzierten System erstmaliges Einkommen dar-
stellen. Eine Umstellung auf ein nachgelagertes Verfahren
entspricht auch dem internationalen Trend, da viele Staa-
ten ein nachgelagertes Besteuerungsverfahren nicht nur auf
die betriebliche und private, sondern auch auf die gesetzli-
che Altersvorsorge anwenden. Durch die Umstellung auf die
nachgelagerte Besteuerung können – wie vorstehend dar-
gestellt – zwar nicht alle, jedoch viele Probleme der grenz-
überschreitenden Rentenbesteuerung gelöst werden. 

Die derzeit bestehenden privaten Vorsorgeformen und die
verschiedenen Durchführungswege der betrieblichen Al-
tersvorsorge können bestehen bleiben. Es ist jedoch erfor-
derlich, dass die unterschiedlichen Formen der zusätzlichen
Altersvorsorge steuerlich einheitlich behandelt werden. Die
Altersvorsorgebeiträge sollten grundsätzlich aus unver-
steuertem Einkommen entrichtet und die Renten in voller
Höhe besteuert werden. Diese Besteuerungsprinzipien soll-
ten zudem auch für Rentenleistungen gelten, die von aus-
ländischen Pensionsfonds (oder anderen privaten Vorsor-
geträgern) erbracht werden. Die Ausweitung des nachge-
lagerten Besteuerungsverfahren auf das gesamte Alters-
vorsorgesystem in Deutschland führt zu einer Vereinfachung
des Steuersystems. Werden auch von ausländischen Pen-
sionsfonds erbrachte Rentenleistungen in Deutschland nach-
gelagert besteuert, so kommt es zu einer Einschränkung der
bei internationalen Entsendungen ungewollten erzielbaren
Steuervorteile.

Neben der steuerlichen muss auch die sozialversiche-
rungsrechtliche Behandlung der betrieblichen Altersvorsor-
ge in Deutschland vereinheitlicht werden. Zum einen ist dies
dadurch möglich, dass alle Beiträge zur betrieblichen Al-
tersvorsorge von der Sozialversicherungspflicht befreit wer-
den. Alternativ wäre eine Sozialversicherungspflicht aller Bei-
träge denkbar. Da eine Entlastung des Faktors Arbeit und
eine Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge eine hohe
wirtschaftspolitische Priorität haben, ist die erste Alternati-
ve zu bevorzugen. Dies würde auch den Nachteil der Ries-
ter-Förderung gegenüber der Förderung nach § 3 Nr. 63
EStG beseitigen und damit zu einem stärkeren Anreiz zur In-
anspruchnahme der Riester-Förderung führen.
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